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Landesplanerische Stellungnahme zum Bebauungsplan Nr. 2 „Solarpark an der Bahn“ der 
Gemeinde Knorrendorf 
 
Hier: Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB  
 
Die angezeigten Planungsabsichten werden beurteilt nach den Grundsätzen und Zielen der 
Raumordnung und Landesplanung gemäß dem Landesplanungsgesetz Mecklenburg-Vorpom-
mern (LPlG M-V), dem Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP  
M-V) vom 27.05.2016 sowie dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische 
Seenplatte (RREP MS) vom 15.06.2011. 
 
Folgende Unterlagen haben vorgelegen: 
 

- Satzung zum Bebauungsplan (M 1 : 3.000), Vorentwurf, Stand: 26.07.2023 
- Begründung, Vorentwurf, Stand: 26.07.2023 
- Vorhabenbeschreibung, Stand: 26.07.2023 
- Vollmacht vom 09.12.2022 
- Übersicht zur Umweltprüfung 

 
 
1. Planungsinhalt: 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Knorrendorf hat am 13.12.2022 den Beschluss zur Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 2 „Solarpark an der Bahn“ gefasst. Ziel der Planung ist die 
Schaffung planungsrechtlicher Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb einer Photo-
voltaikanlage auf derzeit landwirtschaftlich-ackerbaulich genutzten Flächen. Dazu soll ein Sons-
tiges Sondergebiet gemäß § 11 Absatz 2 BauNVO mit der Zweckbestimmung: „Photovoltaik-
Anlage“ festgesetzt werden. Parallel zu dem Verfahren soll die erste Änderung des Flächennut-
zungsplans der Gemeinde Knorrendorf erfolgen.  
 
Der ca. 16,1 ha große Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Kleeth, Flur 2, ganz oder teil-
weise die Flurstücke 35, 36, 37, 38, 39, 40, 41, 43 und 65, sowie auf der Flur 1 das Flurstück 
68. Das Plangebiet gliedert sich in zwei Bereiche, wobei Bereich 1 in einem 110 m Korridor 
westlich entlang der Bahnstrecke Stavenhagen-Neubrandenburg liegt und Bereich 2, sich daran 
anschließend, um weitere 90 m Richtung Westen verläuft. 
 
Für das Vorhaben wurde laut Angabe in der Planungsunterlage eine Abweichung von den Zie-
len der Raumordnung beantragt. 
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2. Im Ergebnis der Prüfung der Unterlagen ist Folgendes festzustellen: 
 
2.1 Für die landesplanerische Beurteilung sind folgende raumordnerische Erfordernisse von Be-
lang: 
 
Gemäß Programmsatz 6.5(6) Absatz 3 RREP MS, als Ziel der Raumordnung, sind von Freiflä-
chenphotovoltaikanlagen freizuhalten: 

- Vorranggebiete Naturschutz und Landschaftspflege 
- Tourismusschwerpunkträume außerhalb bebauter Ortslagen 
- Vorranggebiet für Gewerbe und Industrie Neubrandenburg-Trollenhagen 
- Regional bedeutsame Standorte für Gewerbe und Industrie 

Eignungsgebiete für Windenergieanlagen 
 
Gemäß Programmsatz 4.5(2) LEP M-V, als Ziel der Raumordnung, darf die landwirtschaftliche 
Nutzung von Flächen ab der Wertzahl 50 nicht in andere Nutzungen umgewandelt werden. 
 
Gemäß Programmsatz 5.3(9) Absatz 2 LEP M-V, als Ziel der Raumordnung, dürfen landwirt-
schaftlich genutzte Flächen nur in einem Streifen von 110 Metern beiderseits von Autobahnen, 
Bundesstraßen und Schienenwegen für Freiflächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genommen 
werden. 
 
 
2.2 Die raumordnerische Bewertung des Vorhabens führt zu folgendem Ergebnis: 
 
Der räumliche Geltungsbereich des angezeigten Bebauungsplanes liegt außerhalb der von Frei-
flächenphotovoltaikanlagen freizuhaltenden Raumkategorien und entspricht somit dem Ziel der 
Raumordnung gemäß Programmsatz 6.5(6) Absatz 3 RREP MS.  
 
Der Geltungsbereich des Vorhabens befindet sich auf einer Ackerfläche, deren Bodenzahlen auf 
einer Gesamtfläche von ca. 8 ha Werte über 50 aufweisen. Etwa die Hälfte des Plangebiets über-
schreitet somit die Bodenwertzahl 50, ab der eine landwirtschaftliche Nutzung nicht in eine andere 
Nutzung umgewandelt werden darf. Das Vorhaben steht Programmsatz 4.5(2) LEP M-V, als Ziel 
der Raumordnung, entgegen. 
 
Der Bereich 2 des angezeigten Bebauungsplans erstreckt sich über eine landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche, die mehr als 110 m von den Schienenwegen der Bahnstrecke Stavenhagen-
Neubrandenburg entfernt ist und steht somit Programmsatz 5.3(9) Absatz 2, als Ziel der Raum-
ordnung LEP M-V, entgegen. 
 
 
3. Schlussbestimmung: 
 
Der angezeigte Bebauungsplan Nr. 2 „Solarpark an der Bahn“ der Gemeinde Knorrendorf ist mit 
den Zielen der Raumordnung und Landesplanung gemäß der Programmsätze 4.5(2) LEP M-V 
und 5.3(9) Absatz 2 LEP M-V nicht vereinbar. 
 
 
 
 
Peter Seifert 
Stellvertretender Leiter 
 
nachrichtlich per E-Mail: 

- Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus u. Arbeit M-V, Abt. 5, Ref. 510 und Ref. 550 
- LK Mecklenburgische Seenplatte, Regionalstandort Waren (Müritz), Bauamt, SGL Kreisplanung 
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Verfahren: Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
Ihr Schreiben vom 13.09.2023 
Ihr Aktenzeichen kein 
Gemeinde Knorrendorf 
Grundstueck Solarpark an der Bahn 
Georeferenz 
Vorhaben Aufstellung B-Plan Nr. 2 " Solarpark an der Bahn " und 1. Ä. FNP 
Hier eingegangen 13.09.2023 07:08:00 
 
Diese Stellungnahme erfolgt in Wahrnehmung der Aufgaben und Befugnisse der 
Landesdenkmalfachbehörde und als Träger öffentlicher Belange (§ 4 (2) Pkt. 6 
DSchG MV). 
 
Im Gebiet des o. g. Vorhabens sind nach den hier vorliegenden Unterlagen keine 
in die Denkmalliste nach § 5 DSchG MV eingetragene bekannte bzw. vermutete 
Bodendenkmale bekannt. 
 
Gemäß DSchG MV sind bekannte bzw. vermutete Bodendenkmale in die Denkmallisten 
einzutragen. Die Denkmallisten sind getrennt nach Bodendenkmalen, Baudenkmalen 
und beweglichen Denkmalen zu führen. Der Eigentümer und die Gemeinde sind von 
der Eintragung aller Denkmale in die jeweiligen Denkmallisten zu 
benachrichtigen. Veränderungen an den Denkmallisten dürfen nur nach Anhörung der 
Denkmalfachbehörde vorgenommen werden. 
 
Zuständige Behörde für die Führung der Denkmalliste ist gemäß § 5 DSchG MV die 
jeweilige untere Denkmalschutzbehörde. Verbindliche amtliche Auskünfte 
(einschließlich Denkmalwertbegründung) zu tatsächlichen Bau- und Bodendenkmalen 
auf der Denkmalliste, das sind ausschließlich jene, die in einem eigens dafür 
durchgeführtem geordneten Verfahren zur Aufnahme auf die Denkmalliste gemäß 
DSchG MV aufgenommen worden sind, können Sie daher nur dort erhalten. 
 
Die Denkmallisten stehen bei den unteren Denkmalschutzbehörden jedermann zur 
Einsicht offen. Die Denkmallisten für Bodendenkmale und bewegliche Denkmale 
können nur von demjenigen eingesehen werden, der ein berechtigtes Interesse 

http://www.kulturerbe-mv.de/
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nachweist (siehe § 5 DSchG MV). 
 
Der Grundstückseigentümer MUSS allerdings von der Eintragung in die Denkmalliste 
benachrichtigt worden sein, denn die untere Denkmalschutzbehörde ist dazu 
gesetzlich verpflichtet, und dürfte daher Kenntnis von den sein Grundstück 
betreffenden Inhalten der Denkmalliste haben. 
 
Im Plangebiet ist kein Grabungsschutzgebiet gemäß § 14 DSchG M-V ausgewiesen. 
 
Die gegenwärtig im Land bekannten bzw. vermuteten Bodendenkmale machen nur einen 
kleinen Teil der tatsächlich vorhandenen Bodendenkmale aus. Daher muss stets mit 
dem Vorhandensein weiterer, derzeit noch unentdeckter Bodendenkmale gerechnet 
werden. Auch diese Bodendenkmale sind gemäß § 5 (2) DSchG M-V gesetzlich 
geschützt. Die §§ 6, 7, 8 und 9 DSchG M-V gelten jedoch für bewegliche Denkmale 
nur, wenn sie in die Denkmalliste eingetragen sind. 
 
Um die Auswirkungen des Vorhabens auf Kultur- und Sachgüter zu ermitteln, zu 
beschreiben und zu bewerten (siehe dazu etwa §§ 1,2 und 2a BauGB sowie § 2 Abs. 
1 UVPG), reichen die vorliegenden Informationen nicht aus. 
 
Da die bekannten Bodendenkmale nicht den tatsächlichen Bestand der Bodendenkmale 
widerspiegeln, sollten auf Kosten des Vorhabenträgers frühzeitig durch geeignete 
Fachfirmen mit anerkannten Prüfmethoden (archäologische Voruntersuchung mittels 
einer ausreichenden Anzahl von Sondageschnitten) Untersuchungen zum 
tatsächlichen Bestand der Bodendenkmale durchgeführt werden. Erst auf Grundlage 
dieser vom Vorhabenträger ggf. gemäß § 2 Abs. 4 Sätze 2 und 3 BauGB bzw. § 6 
Abs. 1 UVPG (nach Maßgabe der Anlage 1 UVPG) bereitzustellenden 
entscheidungserheblichen Unterlagen können dann die Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Bodendenkmale zuverlässig beschrieben und bewertet werden. 
 
Dadurch erhöht sich auch die Planungssicherheit erheblich, weil Verzögerungen 
des Vorhabens durch die Entdeckung bislang unbekannter Bodendenkmale (§ 11 Abs. 
3 DSchG M-V) während der Durchführung des Vorhabens vermieden werden. 
 
Denn wenn bei Erdarbeiten neue Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen 
entdeckt werden, sind diese gemäß § 11 (1), (2), (3) DSchG M-V der unteren 
Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und die Fundstelle in 
unverändertem Zustand zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach 
Zugang der Anzeige, bei schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die 
untere Denkmalschutzbehörde kann die Frist im Rahmen des für den Vorhabenträger 
Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte Untersuchung oder die Bergung des 
Denkmals durch die Denkmalbehörden oder deren Beauftragte dies erfordert. Die 
Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den 
Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 
 
HINWEIS auf die Handreichung "Kulturgüter in der Planung": 
 
Für die Berücksichtigung des kulturellen Erbes in Umwelt- und 
Umweltverträglichkeitsprüfungen wird auf die Handreichung "Kulturgüter in der 
Planung" verwiesen: 
 
UVP-Gesellschaft e.V. (Hg.): Kulturgüter in der Planung. Handreichung zur 
Berücksichtigung des Kulturellen Erbes bei Umweltprüfungen, Köln 2014. 
 
https://www.lvr.de/media/wwwlvrde/kultur/kulturlandschaft/dokumente_193/UVP- 
Kulturgueter_in_der_Planung.pdf 
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HINWEIS zum Denkmalschutzgesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern: 
 
Die Denkmalfachbehörde, das Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, stellt den 
für die Führung der Denkmallisten gemäß § 5 DSchG MV zuständigen unteren 
Denkmalschutzbehörden den Stand der Erfassung (Inventarisierung) der 
Bodendenkmale als Kartengrafiken und seit 2010 tagesaktuell über einen Web-Map- 
Service (WM-Dienst) zur Verfügung. Die Bodendenkmale sind dabei lediglich als 
unregelmäßige Flächen oder als Kreisflächen ausgewiesen. 
 
Dabei ist bei den lediglich als Flächen, die sich mitunter überlappen, 
ausgewiesenen Bodendenkmalen von vornherein klar, dass es sich bei diesen 
Flächen 
 
um vermutete Bodendenkmale handelt. 
 
Denn tatsächliche Bodendenkmale haben drei Dimensionen (nicht nur zwei) und 
müssen, um den Status tatsächliche Bodendenkmale gemäß DSchG MV zu erhalten, von 
den Behörden als Körper mindestens so genau bestimmt sein, dass sich die Körper 
nicht gegenseitig durchdringen, von der für die Führung der Denkmalliste 
zuständigen Vollzugsbehörde nach förmlicher Anhörung der 
Landesdenkmalfachbehörde mit diesen Daten in die Bodendenkmalliste aufgenommen 
sowie der Grundstückseigentümer und die Gemeinde von der Eintragung der Denkmale 
in die Denkmalliste benachrichtigt werden. 
 
Mit Urteil vom 27. April 2017 hat das Verwaltungsgericht Schwerin (2 A 3548/15 
SN) festgestellt, 
 
dass das Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG MV) keine 
Ermächtigungsgrundlage für Auflagen zur Sicherstellung und Bergung 
 
vermuteter Bodendenkmale zu  L a s t e n  d e s  B a u h e r r n 
 
gibt. 
 
Im einzelnen stellt das Gericht zu lediglich als Flächenumrissen 
gekennzeichneten Bodendenkmalen (im folgenden wörtlich zitiert) fest: 
 
(Rn. 43), "Nach dem eindeutigen Wortlaut knüpft § 7 Abs. 1, 5 DSchG MV an das 
tatsächliche Vorliegen eines Denkmals an. Der bloße Verdacht genügt - auch wenn 
er auf konkrete Tatsachen gestützt sein mag - nicht." 
 
(Rn. 51), "Im Ergebnis genügt es für die Annahme einer Grundstücksfläche als 
Bodendenkmal wegen des mit einer Unterschutzstellung verbundenen Eingriffs in 
Grundrechtspositionen der Grundstückseigentümer und -nutzer nicht, dass das 
Vorhandensein eines Bodendenkmals nur vermutet oder auch nur für überwiegend 
wahrscheinlich gehalten wird. ..." 
 
(Rn. 54), "Auch ermächtigt § 7 Abs. 5 i.V.m. § 11 DSchG MV nicht 
 
zur Verpflichtung eines Bauherrn 
 
zur Heranziehung von archäologischen Aufsehern oder Baubegleitern. 
 
Ebenso wenig kann aus diesen Normen die Ermächtigung zur Verpflichtung eines 
Bauherrn 
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zur Bergung und Erfassung der gefundenen Denkmale 
 
oder zur Information über die in Aussicht genommenen Maßnahmen abgeleitet 
werden. 
 
Beides ist nach § 4 Abs. 2 i.V.m. § 11 Abs. 4 DSchG MV originäre Aufgabe der 
Denkmalfachbehörde bzw. unteren Denkmalschutzbehörden. 
 
Die denkmalbezogenen Verpflichtungen des Bauherrn beschränken sich im 
Wesentlichen auf die Auskunfts-, Anzeige- und Erhaltungspflicht (vgl. §§ 9 Abs. 
1, 11 Abs. 2, 3 DSchG MV)." 
 
Vorgang besteht aus: 
ORI230913_010005E05.xml 
ORI230913_010005E05.pdf 
 
Dr.-Ing. Michael Bednorz 
0600A1DFF1D8526A50C36061E109367A 
20.09.2023 17:20:32 
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Satzung über den Bebauungsplan Nr.2 "Solarpark an der Bahn" der Ge-
meinde Knorrendorf 
 
hier:  Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Knorrendorf hat die Aufstellung der Satzung über den 
Bebauungsplan Nr. 2 „Solarpark an der Bahn“ beschlossen. 
 
Die Gemeinde Knorrendorf führt hierzu als ersten Verfahrensschritt die Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durch.  
 
Zur Aufstellung der Satzung über den Bebauungsplan Nr.2 "Solarpark an der Bahn" der Ge-
meinde Knorrendorf wurde dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte der Vorentwurf mit 
Begründung (Stand: Juli 2023) zugesandt und um entsprechende Rückäußerung gebeten. 
 
Zu dem mir vorliegenden Entwurf der Satzung über den Bebauungsplan Nr.2 "Solarpark an der 
Bahn" der Gemeinde Knorrendorf, bestehend aus Teil A – Planzeichnung, Teil B – Text und der 
Begründung nehme ich als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
 
1. Die Gemeinde Knorrendorf beabsichtigt westlich der Ortslage Kleeth westlich der 
Bahntrasse auf einer Länge von ca. 1000m die Errichtung einer Photovoltaikanlage mit einer 
Breite von 200m. 
 
Mit der Satzung über den Bebauungsplan Nr.2 "Solarpark an der Bahn" der Gemeinde Knor-
rendorf sollen hierfür planungsrechtliche Voraussetzungen geschaffen werden. 
 

 
Gemeinde Knorrendorf 
über Amt Stavenhagen 
Schloß 1 
17153 Stavenhagen 
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Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt ca. 16,1 ha. 
 
 
An dieser Stelle mache ich bereits auf die Anpassungspflicht von Bauleitplänen an die Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung (Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB) aufmerksam. 
Grundsätzlich haben Gemeinden danach eine Anpassung ihrer Bauleitplanung mit den Zielen 
und Grundsätzen der Raumordnung und Landesplanung vorzunehmen. 
 
Zu o. g. Bebauungsplan liegt mir bereits eine landesplanerische Stellungnahme vom 28. Sep-
tember 2023 vor. Danach ist der o. g. Bebauungsplan mit den Zielen und Grundsätzen der 
Raumordnung und Landesplanung nicht vereinbar. 
 
Laut Aussagen in der Begründung zu o. g. Bebauungsplan ist bereits ein Antrag aus Zielabwei-
chung gestellt worden. Eine Entscheidung über diesen Antrag liegt aktuell noch nicht vor. Diese 
obliegt der obersten Landesplanungsbehörde. 
Vorsorglich mache ich die Gemeinde daher in diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, 
dass der o. g. Bebauungsplan in der vorliegenden Form nicht genehmigungsfähig ist bzw. 
nicht zu einer rechtskonformen Satzung führen würde. 
 
Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte sieht auf Grund dessen von einer fachbezogenen 
Stellungnahme unter Beteiligung der einzelnen Fachbehörden des Landkreises ab, behält sich 
diese jedoch im Weiteren vor. 
 
 
Darauf hinweisen möchte ich in diesem Zusammenhang gleichzeitig, dass, sobald ein positiver 
Zielabweichungsbescheid von der zuständigen obersten Landesplanungsbehörde vorliegen 
sollte, dieser dem Landkreis umgehend übermittelt werden sollte, damit eine umfängliche Prü-
fung im Rahmen der Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB erfolgen kann. 
 
 
 
Im Auftrag  
 
gez. 
Cindy Schulz 
SB Bauleitplanung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Mitwirkung von anerkannten Naturschutzvereinigungen gem. §63 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG i.V.m. §30 Abs. 1 NatSchAG MV 

Betreff: B-Plan Nr. 2 " Solarpark an der Bahn " und 1. Ä. FNP Gemeinde Knorrendorf 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Namen des BUND Landesverbandes Mecklenburg-Vorpommern e.V. danke ich für die 
Beteiligung am Verfahren und nehme hiermit im Folgenden Stellung. 

Der dringend benötigte Ausbau von Solarenergieanlagen sollte vorrangig auf, an und neben 
Gebäuden, auf bereits versiegelten und beeinträchtigten Flächen, wie Industrie- und 
Gewerbebrachen, Parkplätzen, Autobahnen, geschlossenen Deponien, Konversionsflächen 
u.ä. vorgenommen werden. Diese müssen zuerst genutzt werden, bevor in die Landschaft 
ausgewichen wird.  

Das Vorhaben ist nach § 35 Absatz 1 BauGB privilegiert. Umweltwirkungen durch die 
Bahntrasse und die intensive landwirtschaftliche Nutzung haben die Fläche anthropogen 
überformt und degradiert. Die dadurch entstandenen Bodenfunktionsverluste, Wassermangel 
und der Abtrag der kaum noch vorhandenen Humusschicht durch Verwehungen erschweren 
eine landwirtschaftliche Nutzung. Gleichzeitig liegt das Vorhaben innerhalb eines 
Vogelschutzgebietes. Nach unserem BUND Positionspapier stimmen wir dem Vorhaben nur 
nach erfolgreicher Verträglichkeitsprüfung gem. § 34 BNatSchG und nur bis zu einer 
Anlagenleistung von max. 20 MW zu. 

Zusätzlich haben wir folgende Anmerkungen:  

Gemeinwohl 

Der Betrieb von Solaranlagen sollte vorrangig dezentral und gemeinwohlorientiert sowie mit 
regionaler Wertschöpfung geschehen. Das bedeutet, dass Solarprojekte vorrangig auf 
kommunalen Flächen durch die Kommunen selbst und mit Beteiligungsmöglichkeiten für 
BürgerInnen vor Ort realisiert werden. Ist die Kommune nicht selbst der Vorhabenträger, 
sollte dieser wenigstens in der Region angesiedelt sein. 
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Standortkonzept 

Da es künftig vermutlich zu weiteren Investorenanfragen kommt, sollte die Gemeinde für sich 
so schnell wie möglich einschätzen, wie, wo und wo nicht weitere Solarparks gebaut werden 
sollen. Kriterien können z.B. mögliche oder auszuschließende Standorte, die maximale 
Anzahl/Größe und Naturschutzauflagen sein. Kommunale Kriterien können als Text, als 
Themenkarte oder beides festgehalten werden. Eine sogenannte Weißflächenkartierung 
kann mit dem vom LAiV kostenlos bereitgestellten Tool Gaia-Light Geodatenviewer GAIA-
MVlight - GeoPortal Mecklenburg-Vorpommern (geoportal-mv.de) erstellt werden. 
Angebotene Layer sind z.B. Schutzgebiete, Baugebiete und Ackerzahlen. Diese erste 
Einschätzung kann alternativ zum Flächennutzungsplan als städtebauliches Standortkonzept 
oder Grundsatzbeschluss gestaltet werden. Beide Werkzeuge ersetzen nicht die spätere 
Abwägung im Bebauungsplanverfahren, sind in diesem aber zu berücksichtigen. 

Kommunale Flächen sollten auf jeden Fall in kommunalem Besitz bleiben! Bürgerparks 
fördern die Energiewende von unten, steigern die Akzeptanz und können besonders 
ökologisch gestaltet werden. 

Wo das nicht möglich ist, sollte die kommunale Planungshoheit dergestalt genutzt werden, 
die Akzeptanz eines Solarparks über eine frühe freiwillige Beteiligung von 
Nachbarkommunen, Bürgern und Umweltschützern; Auflagen für eine ökologische 
Gestaltung und eine finanzielle Beteiligung der Kommune erreicht werden. 

Finanzielle Beteiligung 
Der Vorhabenträger kann die Gemeinde nach §6 EEG (2023) nach dem Beschluss des B-
Plans mit bis zu 0,2 ct/kWh finanziell beteiligen. Die Beteiligung gilt sowohl für geförderte 
Solarparks, die über Ausschreibungen realisiert werden, als auch für Solarparks, die als 
Power Purchase Agreement (PPA) ohne Förderung umgesetzt werden.  
Ein Mustervertrag für die finanzielle Beteiligung kann unter https://sonne-sammeln.de/ 
heruntergeladen werden. 

Die Gemeinde wiederum kann neben § 9 Absatz 1 Nr. 20 BauGB nach § 6 Abs. 4 EEG (2023) 
vor dem Abschluss der Vereinbarung über die Zuwendung vom Betreiber ein Konzept für die 
naturschutzverträgliche Gestaltung der Solarparks einfordern, welche über die Entwicklung 
der Fläche als artenreiches Grünland hinaus geht und entsprechende Maßnahmen im 
vorliegenden B-Plan festsetzen. Das Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende hat 
dazu einen Leitfaden herausgegeben.  

Potenzial für Klimaschutz & Naturschutz 

Erste Studien zeigen, dass Solarparks – abhängig von der Bauweise, der Vornutzung der 
Fläche und des künftigen Flächenmanagements – zu einer Förderung der biologischen 
Vielfalt führen. Gerade Arten der Agrarlandschaft haben aufgrund der Industrialisierung der 
Landwirtschaft und damit dem Verlust von Lebensräumen, dem Gift- und Düngereinsatz, 
einen extrem starken Rückgang zu verzeichnen. Doch unsere Ernährung, unsere Gesundheit 
und unser Wohlstand ist von einer funktionierenden Biodiversität abhängig! 

Zusätzlich zur Umsetzung der obligatorischen Kompensationsmaßnahmen sollte die 
Kommune die Chance ergreifen, mit zusätzlichen, freiwilligen Naturschutzmaßnahmen einen 
Mehrwert für die Natur zu schaffen. Diese freiwilligen Maßnahmen können als kommunaler 
Beschluss eine Vorbedingung der Kommune sein oder über einen städtebaulichen Vertrag 

https://www.geoportal-mv.de/portal/Geodatenviewer/GAIA-MVlight
https://www.geoportal-mv.de/portal/Geodatenviewer/GAIA-MVlight
https://sonne-sammeln.de/
https://www.naturschutz-energiewende.de/fachwissen/veroeffentlichungen/wie-sie-den-artenschutz-in-solarparks-optimieren/
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geregelt werden. Bei umfangreicheren Maßnahmen ist aber auch die Anerkennung als 
Ökokontomaßnahme oder eine Vereinbarung im Vertragsnaturschutz denkbar. 

Beides, Kompensationsmaßnahmen und freiwillige Naturschutzmaßnahmen sollten 
innerhalb des Vorhabengebietes umgesetzt werden. Das vereinfacht die Flächenakquise und 
das Flächenmanagement. 

Wissenschaft, Umweltverbände und der Bundesverband Neue Energiewirtschaft (bne) 
empfehlen entsprechend, bei der Planung, Errichtung und dem Betrieb von Solarparks, einen 
über die regulatorischen Vorgaben hinausgehenden Beitrag zu leisten. Der bne und 
zahlreiche Unterzeichner (Planer, Errichter und Betreiber von PV-Freilandanlagen – Liste der 
Unterzeichner unter www.bne-online.de/de/verband/gute-planung-pv) verpflichten sich bspw. 
freiwillig, definierte Standards Guter Planung umzusetzen und einzuhalten. Solarparks, die 
anhand der bne-Checkliste realisiert werden, erhalten die „bne - gute Planung“ - 
Kennzeichnung. 

Die Kommune hat es in der Hand, eine ökologische Gestaltung und Pflege von Solarparks 
im B-Plan oder vertraglich festzusetzen und damit verbindlich zu machen. Das kann 
großzügigere Abstände der Modulreihen, die Schafbeweidung zwischen den Modulreihen, 
die Ausweisung freizuhaltender Flächen, die Anlage von Hecken, Feucht- oder 
Trockenbiotopen sein. Auch die Durchführung eines Monitoring könnte vereinbart werden 
und dabei helfen, mehr Erkenntnisse zur Entwicklung von Fauna und Flora in Solarparks zu 
gewinnen. 

Festsetzungen: 

Für das vorliegende Vorhaben sollte aus Sicht des BUND Folgendes im B-Plan oder im 
städtebaulichen Vertrag verbindlich festgesetzt werden: 

1. Die Vorhabenfläche sollte zu max. 50% mit Modulen überstellt werden und zu maximal 
5% versiegelt werden. Die Modulreihen sollten einen Abstand von mind. 3-5 m haben. 

2. Die Module sollten einen Abstand von mindestens 0,8 m zwischen Geländeoberkante 
und Unterkante haben, damit keine Verletzungsgefahr für Weidetiere besteht und die 
Bodenvegetation ausreichend Sonnenlicht erreicht. Die Modultische sollten max. 5 m 
tief sein. Als ökologische Alternative zu den rohstoff- und energieintensiven Materialien 
Stahl/Aluminium sollte auf Stahlträger montiertes heimisches Holz für die 
Aufständerung und Rahmenkonstruktion verwendet werden. 

3. Die Module sollten eine Ost-West-Ausrichtung sowie eine Mindestneigung von 45° 
haben. So wird die Stromproduktion netzdienlich zur Tageszeit des größeren Bedarfs 
gestärkt und die Verschattung des Bodens unter den Modulen begrenzt. 

4. Die verwendeten Bauteile bzw. Materialien sollten sortenrein trennbar und größtenteils 
gleichwertig wiederverwendbar sein. Der Rest muss zu 100% recyclingfähig sein. 
Reinigungsmittel müssen (zusätzlich zum Verbot von Pestiziden und Düngern) 
verboten sein. 

5. Für die Pflege der Grünfläche unter und zwischen den Modulreihen sollte eine 
Schafbeweidung bevorzugt werden, da sie naturschutzfachlich wertvoller ist. Ist dies 
nicht möglich sollte im festgesetzten Zeitraum eine alternierende Mahd erfolgen, um 
ein permanentes Nahrungsangebot für Insekten und Pflanzenfresser zu erhalten. 

http://www.bne-online.de/de/verband/gute-planung-pv
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6. Auf den extensiven Grünflächen müssen aufkommende invasive Neophyten wirksam 
entfernt werden (z.B. Japanischer Staudenknöterich Fallopia japonica; Chinesischer 
Flieder Syringa chinensis; Gemeiner Flieder Syringa vulgaris; Essigbaum Rhus 
typhina; Götterbaum Ailanthus altissima; Robinie Robinia pseudoacacia; Kanadisches 
Berufkraut Erigeron canadensis; Einjähriges Berufkraut Erigeron canadensis; 
Armenische Brombeere  Rubus armeniacus; Sonnenhut Rudbeckia spec.; Goldrute 
v.a. Solidago canadensis & S. gigantaea u.v.m.). Sonst haben diese Flächen einen 
weit geringeren ökologischen Nutzen. 

7. Die Anlage sollte mit einer Sichtschutzhecke eingefriedet werden. Diese dient dem 
Biotopverbund und kann als Kompensationsmaßnahme anerkannt werden. Die 
Sichtschutzhecke sollte dreireihig, mind. 5 m breit und mind. 2,5 m hoch (den 
Sicherheitszaun überragend) sein und dafür entsprechend §40 BNatSchG 
gebietsheimisches Pflanzgut verwendet werden. Dornige Arten verhindern unbefugten 
Zutritt wirksam. Hier bieten sich bspw. Weißdorn, Wildrose, Berberitze und Schlehe 
an. Aufkommende invasive Neophyten müssen wirksam entfernt werden! 

8. Der Verzicht auf eine Beleuchtung der Anlage. 

9. Die Nutzung von PV-Modulen mit Anti-Reflexionsschicht. 

10. Noch zu schaffende Zuwegungen müssen zu 100% luft- und wasserdurchlässig sein 
und der Schotter frei von Schad- und Abfallstoffen! 

11. Zusätzlich zur ökologischen, eine bodenkundliche Baubegleitung. 

Erläuterung: Wir fordern das Schutzgut „Boden“ stärker zu berücksichtigen. Nach BBodSchG 
§7 muss Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen getroffen werden 
und Bodeneinwirkungen vermieden oder vermindert werden.  

Gemäß Mantelverordnung der BBodSchV (gültig seit 01.08.2023): 

„Nach Abs 5 S 1 soll künftig für die Genehmigungsbehörden die Möglichkeit bestehen, bei 
Maßnahmen, die die durchwurzelbare Bodenschicht auf mehr als 3.000 m2 beanspruchen, 
im Benehmen mit den Bodenschutzbehörden eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 
19639 zu verlangen. Die neuentwickelte DIN gibt eine Handlungsanleitung zum 
baubegleitenden Bodenschutz. Dieser wird definiert als Schutz des Bodens durch 
Bodenschutzkonzept und bodenkundliche Baubegleitung in den Phasen der Planung, 
Projektierung, Ausschreibung und Ausführung inklusive Zwischenbewirtschaftung.“ 

Daher sollte neben einer ökologischen, auch eine bodenkundliche Baubegleitung eingesetzt 
werden. Die Erstellung eines Bodenschutzkonzeptes und einer bodenkundlichen 
Baubegleitung in der Ausführungsphase wird dringend empfohlen. Bodensachverständige 
können bei frühzeitiger Einbindung Verzögerungen und Nachträge in der Bauausführung 
reduzieren bzw. vermeiden und die Belange des Schutzgutes Boden (und Grundwasser) 
gegenüber den baubeteiligten Gewerken vertreten. Die Bodenkundliche Baubegleitung kann 
seitens der Gemeinde/Behörde im städtebaulichen Vertrag festgelegt werden. 

Die folgenden Abbildungen zeigen negative Beispiele der Bauausführung von Solarparks, 
welche durch Einbindung einer bodenkundlichen Baubegleitung verhindert werden können 
(und zwar ohne den Bauablauf zu stören oder zusätzliche Kosten zu verursachen). 
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Foto 1-3: Befahrung ungeschützten Oberbodens bei ungeeigneter Witterung/Bodenfeuchte führt zu 
Schädigung des Bodengefüges und schränkt die Funktionsfähigkeit des Bodens ein 

 

Wir begrüßen  

1. Das fundamentlose Rammen der Modultischgestelle. 

2. Den Mindestabstand des Zaunes zum Boden. 

3. Die Nutzung einer vorhandenen Zuwegung. 

4. Die Rückbauverpflichtung. 
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Für freiwillige Naturschutzmaßnahmen bieten sich an: 

1. Schaffung/Renaturierung von weiteren Strukturen & Sonderbiotopen (Gehölze, 
Trocken- bzw. Feuchtbiotope). 

2. An- und Ausbringen von Nisthilfen für Vögel, Fledermäuse und Insekten 

3. Artenschutzmaßnahmen für weitere identifizierte Zielarten (z.B. 
Versteckmöglichkeiten für Reptilien) 

4. Durchführung eines Monitoring  

Kompensation: 

Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen muss frühzeitig und regelmäßig kontrolliert 
werden! 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Anmerkungen und um weitere Beteiligung am 
Verfahren. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

i.A. Susanne Schumacher 

Referentin für ökologisches Bauen 

Quellen: 
 

- BUND M-V (2021) Position des BUND M-V zu Solaranlagen: www.bund-mecklenburg-

vorpommern.de/service/publikationen/detail/publication/position/  

- KNE (2022) Wie Sie den Artenschutz in Solarparks optimieren: www.naturschutz-energiewende.de/wp-

content/uploads/KNE_Wie_Sie_den-Artenschutz_in_Solarparks_optimieren.pdf  

- bne (2022) Gute Planung von PV-Freilandanlagen: www.bne-online.de/fileadmin/bne/Dokumente/bne-

inhalte/bne_Gute_Planung_PV-Freilandanlagen.pdf  

- bne (2019) Solarparks – Gewinne für die Biodiversität: www.bne-

online.de/fileadmin/bne/Dokumente/Leitfaeden_Branchenuebersichten_usw/20200406_bne_kurzfassung_biodiv_

studie_2019.pdf  

- TH Bingen (2021) Leitfaden für naturverträgliche und biodiversitätsfreundliche Solarparks: www.th-

bingen.de/fileadmin/projekte/Solarparks_Biodiversitaet/Leitfaden_Massnahmensteckbriefe.pdf  

http://www.bund-mecklenburg-vorpommern.de/service/publikationen/detail/publication/position/
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http://www.th-bingen.de/fileadmin/projekte/Solarparks_Biodiversitaet/Leitfaden_Massnahmensteckbriefe.pdf
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Ihr Zeichen/Bearbeitung/Datum:  

 
 

• 1. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Knorrendorf 

• Aufstellung des Bebauungsplan Nr. 2 „Solarpark an der Bahn“ 
Stellungnahme der DB AG gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
Bitte beachten Sie: Am 1. Januar 2024 wurden die DB Netz AG und die DB Station&Service AG 
in eine neue Gesellschaft zusammengeführt: die DB InfraGO AG. Die alten 
Firmenbezeichnungen (DB Netz AG / DB Station & Service AG) sind zum Jahreswechsel 
erloschen. Weitere Informationen finden Sie hier: http://www.dbinfrago.com/   

Die DB AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG bevollmächtigtes Unternehmen, 
übersendet Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zum o. g. Vorhaben. 

• Gegen die 1. Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen aus Sicht der Deutschen 
Bahn AG keine grundsätzlichen Bedenken. Wir weisen darauf hin, dass es sich bei den 
Flächen der DB AG um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen handelt, die dem 
Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen. Änderungen an 
Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen dem Genehmigungsvorbehalt des EBA (§§ 23 
Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 BEVVG i.V.m. § 18 AEG). 
 

• Zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 2, bitten wir die nachfolgenden Bedingungen und 
Auflagen zu beachten und bei den weiteren Planungen zu berücksichtigen bzw. einzuhalten. 

 
1. Immobilienrechtliche Belange 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befinden sich Grundstücke bzw. 
Grundstücksteile (Flst.Nr. 68), die sich im Eigentum der DB AG befinden. 

 

 

DB AG - DB Immobilien  

Kundenteam Eigentumsmanagement – Baurecht II 
Caroline-Michaelis-Straße 5-11  

10115 Berlin 
www.deutschebahn.com 

 
Christian Zielzki 

Telefon: 030 297 57274 
E-Mail: christian.zielzki@deutschebahn.com 

DB.DBImm.Baurecht-Ost@deutschebahn.com 
 

Organisationskürzel: CR.R O42 Zi  
Aktenzeichen: TÖB-BLN-22-65151 

  

Deutsche Bahn AG, DB Immobilien • 
Caroline-Michaelis-Straße 5-11, 10115 Berlin 

 
Büro für Architektur und Bauleitplanung 
 
Mail: c.mueller@bab-wismar.de 

https://eur03.safelinks.protection.outlook.com/?url=http%3A%2F%2Fwww.dbinfrago.com%2F&data=05%7C02%7CChristian.Zielzki%40deutschebahn.com%7Cf4ea908bb7eb4184fa9608dc0d108fae%7Ca1a72d9c49e64f6d9af65aafa1183bfd%7C0%7C0%7C638399612003494559%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJWIjoiMC4wLjAwMDAiLCJQIjoiV2luMzIiLCJBTiI6Ik1haWwiLCJXVCI6Mn0%3D%7C3000%7C%7C%7C&sdata=LlHC2PW9%2BGjwi15X1%2B7vEaJI85aFWYkgIAvX6IeCwyg%3D&reserved=0
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Bei den überplanten Flächen handelt es sich um gewidmete Eisenbahnbetriebsanlagen, die 
dem Fachplanungsvorbehalt des Eisenbahn-Bundesamtes (EBA) unterliegen. Änderungen an 
Eisenbahnbetriebsanlagen unterliegen demnach dem Genehmigungsvorbehalt des EBA (§§ 23 
Absatz 1 AEG i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 1 und Absatz 2 Satz 2 BEVVG i.V.m. § 18 AEG). 

Planfestgestellte Betriebsanlagen der Eisenbahn können in der Bauleitplanung nur nachrichtlich 
aufgenommen werden. Wir bitten Sie daher alle Flächen im Eigentum der DB AG aus dem 
Geltungsbereich des Bebauungsplans herauszunehmen bzw. als Bahnanlage darzustellen. 

Wir weisen darauf hin, dass innerhalb des Geltungsbereichs ein Flurstück (Flst.Nr.38) liegt auf 
dem eine Leitungsrecht zu Gunsten der DB Netz AG eingetragen ist. Die Ausübung dieses 
Rechtes darf durch die Festsetzungen durch den Bebauungsplan nicht behindert werden. 

Ggf. vorhandene Leitungen oder Verrohrungen dürfen durch die Planung und spätere 
Baumaßnahmen nicht beeinträchtigt oder beschädigt werden. 

 

2. Infrastrukturelle Belange 

Photovoltaik- bzw. Solaranlagen sind blendfrei zum Bahnbetriebsgelände hin zu gestalten. Sie 
sind so anzuordnen, dass jegliche Blendwirkung ausgeschlossen ist. Sollte sich nach der 
Inbetriebnahme eine Blendung herausstellen, so sind vom Bauherrn entsprechende 
Abschirmungen anzubringen. 

Es ist jederzeit zu gewährleisten, dass durch Bau, Bestand und Betrieb der geplanten 
Photovoltaikanlage keinerlei negativen Auswirkungen auf die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs 
entstehen können. 

Ein widerrechtliches Betreten und Befahren des Bahnbetriebsgeländes sowie sonstiges 
Hineingelangen in den Gefahrenbereich der Bahnanlagen ist gemäß § 62 Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung (EBO) unzulässig und durch geeignete und wirksame Maßnahmen 
grundsätzlich und dauerhaft auszuschließen. Dies gilt auch während der Bauzeit. 

Bahngelände darf weder im noch über dem Erdboden überbaut werden. Material dürfen nicht 
auf Bahngelände zwischen- oder abgelagert werden. Lagerungen von Materialien sind so 
vorzunehmen, dass unter keinen Umständen Stoffe in den Gleisbereich gelangen. 

Werden, bedingt durch die Planungen, Kreuzungen von Bahnstrecken mit Leitungen 
erforderlich, so sind hierfür entsprechende kostenpflichtige Kreuzungs- bzw. 
Gestattungsanträge bei DB AG, DB Immobilien zu stellen. Weitere Informationen unter: 
https://www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobilien/Leistungsspektrum/Verlegung_von_L
eitungen-7174670 

Es wird hiermit auf § 64 EBO hingewiesen, wonach es verboten ist, Bahnanlagen zu 
beschädigen oder zu verunreinigen, Sicherungseinrichtungen unerlaubt zu öffnen oder andere 
betriebsstörende sowie betriebsgefährdende Handlungen vorzunehmen. 

Bei allen Maßnahmen ist zu beachten, dass die vorgegebenen Vorflutverhältnisse der 
Bahnkörper-Entwässerungsanlagen nicht beeinträchtigt werden dürfen. Dem Bahnkörper darf 
von der geplanten Bebauung nicht mehr Oberflächenwasser als bisher zugeführt werden. Einer 
Versickerung in Gleisnähe kann nicht zugestimmt werden. 

Das Planen, Errichten und Betreiben der geplanten baulichen Anlagen hat nach den 
anerkannten Regeln der Technik unter Einhaltung der gültigen Sicherheitsvorschriften, 
technischen Bedingungen und einschlägigen Regelwerke zu erfolgen. Der Eisenbahnbetrieb 
darf weder behindert noch gefährdet werden. 

https://www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobilien/Leistungsspektrum/Verlegung_von_Leitungen-7174670
https://www.deutschebahn.com/de/geschaefte/immobilien/Leistungsspektrum/Verlegung_von_Leitungen-7174670
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Künftige Aus- und Umbaumaßnahmen sowie notwendige Maßnahmen zur Instandhaltung und 
dem Unterhalt, in Zusammenhang mit dem Eisenbahnbetrieb, sind der Deutschen Bahn 
weiterhin zweifelsfrei und ohne Einschränkungen zu gewähren. 

 

Für alle zu Schadensersatz verpflichtenden Ereignisse, welche aus der Vorbereitung, der 
Bauausführung und dem Betrieb des geplanten Vorhabens abgeleitet werden können und sich 
auf Betriebsanlagen der Eisenbahn auswirken, kann sich eine Haftung des Bauherrn ergeben.  

Wir behalten uns vor, zu weiterführenden Planungen und Maßnahmen, die sich aus diesem 
Bebauungsplan entwickeln werden, unabhängig von unserer vorstehenden Stellungnahme 
Bedenken und Anregungen vorzubringen. Diese können auch grundsätzlicher Art sein, sofern 
Unternehmensziele oder Interessen der Deutschen Bahn AG dies erfordern. 

Wir bitten Sie, uns an dem weiteren Verfahren zu beteiligen und uns zu gegebener Zeit das 
Abwägungsergebnis zu übersenden.  

 

Bei Rückfragen bitten wir Sie sich an den Mitarbeiter des Teams Baurecht, Herrn Christian 
Zielzki, zu wenden. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien, Region Ost 
 
 
 
 
i.V. 
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